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Die Herausforderungen sind enorm. Ihre Viel-
schichtigkeit und Komplexität verlangen zwangs-
läufi g, dass Fortschritt in einem solchen Umfeld 
mehrere Dimensionen umfassen muss: technolo-
gisch, sozial und ökologisch. Klar ist deshalb, dass 
der Fortschritt der Zukunft  anders aussehen wird 
und gestaltet werden muss als der Fortschritt der 
Vergangenheit. Eine sozialdemokratische Partei 
braucht in dem Zusammenhang einen ganzheitli-
chen wirtschaft spolitischen Ansatz, um die viel-
fältigen Herausforderungen zu analysieren, zu 
verstehen und zu bewältigen. Die sozialdemokra-
tische Idee der »Sicherheit im Wandel« müssen wir 
als »Sicherheit durch Wandel« weiterentwickeln, 
denn nur so werden wir – in Deutschland und in 
Europa – soziale, wirtschaft liche und ökologische 
Stabilität garantieren können. Eine sozialdemo-
kratische Politik guter Löhne, einer hohen Tarif-
bindung und öff entlicher Investitionen ist dabei für 
die wirtschaft liche Transformation unabdingbar.

Wir stehen als Gesellschaft  vor einer der größten 
Herausforderungen der Geschichte. Nach 250 Jah-
ren wirtschaft licher Entwicklung auf Basis fossi-
ler Energieträger müssen wir innerhalb kürzester 
Zeit, bis 2050 in Europa, bis 2045 in Deutschland, 
bis 2035 in der Energieversorgung, Treibhausgas-
neutralität erreichen. Internationale Verträge und 
Zielsetzungen, wie beispielsweise das Pariser Ab-
kommen und die Nachhaltigkeitsziele der Verein-
ten Nationen, setzen globale Maßstäbe, an die sich 
die internationale Staatengemeinschaft halten 
muss. Vor allem aber lassen uns die Grenzen der 
ökologischen Belastbarkeit keine andere Wahl. 50 
Jahre nach der Veröff entlichung des Berichts des 
Club of Rome ächzt der Planet unter den Folgen des 
fossilen Zeitalters. Diese rechtliche und ökologi-
sche Notwendigkeit der wirtschaft lichen Trans-
formation fällt in ein Umfeld rasanter Entwicklun-
gen in der Digitalisierung und Automatisierung, 
die die Menschen verunsichert. Nie waren in der 
jüngeren Vergangenheit die Kräft e der »schöpferi-
schen Zerstörung« deutlicher spürbar als heute – 
und das in einer geopolitisch fragilen Lage.

Sicherheit durch Wandel
Die Sozialdemokratie als integraler Bestandteil 
wirtschaft licher Transformation

Bernd Westphal
Vorsitzender

Mitglied des 
Deutschen Bundes-
tages

Anke Rehlinger
Stellv. Vorsitzende

Ministerpräsidentin 
des Saarlandes



3

sozialdemokratischen DNA verankert ist, derer 
sich weite Teile der Öff entlichkeit nicht oder nicht 
ausreichend bewusst sind, da eine einzelwirt-
schaft liche Sichtweise sowohl die mediale Bericht-
erstattung als auch den ökonomischen Diskurs 
dominiert.

Oft  wird die Sozialdemokratie nur als eine Frage 
der Gerechtigkeit und Solidarität verstanden. Das 
ist falsch. Sozialdemokratische Politik ist ein we-
sentlicher Bestandteil wirtschaft licher Entwick-
lung. Sie ist eine ökonomische Rationalität. Das 
zeigt ein Blick in die Vergangenheit sowie ein dy-
namisches Verständnis der Marktwirtschaft . Es ist 
eine Art der Wirtschaft skompetenz, die in unserer 
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che Transformation verliert an sozialer Akzeptanz. 
So, wie zu Beginn des 19. Jahrhunderts die Weber 
als Maschinenstürmer in Europa die Webstühle 
zerstörten, da sie ihre Existenz bedroht sahen, so 
sorgen sich auch heute Menschen vor dem Verlust 
ihres Arbeitsplatzes durch Automatisierung und 
Digitalisierung. Das ist in vielerlei Hinsicht pro-
blematisch. Arbeit gibt neben dem Einkommen 
auch soziale Identität, Würde und eine Struktur im 
Alltag. Ein Abstieg in die Arbeitslosigkeit ist hin-
gegen mit einem Gefühl der Isolation verbunden. 
Es ist somit verständlich, dass viele Menschen öko-
nomischer Transformation mit Unsicherheit be-
gegnen, doch ein Ignorieren der wirtschaft lichen 
Transformation oder der Widerstand gegen diese 
Transformation ändert nichts an ihrem Fortgang. 
Eine sozialdemokratische Partei muss den heu-
tigen Transformationsprozess mitgestalten und 
mitbegleiten, damit wir von den Potenzialen der 
industriellen Revolution 4.0 profi tieren, diese Po-
tenziale nutzen und gleichzeitig den Menschen die 
Angst vor der Zukunft  nehmen. 

Wir stehen am Beginn eines rasanten Wachstums 
digitaler Technologien. Mit jeder Welle in unse-
rer industriellen Entwicklung, beginnend mit der 
Einführung der Dampfmaschine (18. Jhd.), Elek-
trizität (19. Jhd.), über die IT-Revolution (20. Jhd.) 
bis zur heutigen Epoche der Digitalisierung und 
künstlichen Intelligenz gingen immense Produk-
tivitätsfortschritte einher. Diese Produktivitäts-
fortschritte sind der Grund, weshalb wir in den 
Industrienationen heute weitgehend in Wohlstand 
leben können. Und die in den Technologien von 
morgen verankerten Produktivitätspotenziale wie-
derum sind der Hebel zur Wahrung unserer mate-
riellen Lebensgrundlage und zur Bewältigung des 
demographischen Wandels im Rahmen eines in-
takten Planeten.

Wirtschaft liche Entwicklung ist und war immer 
ein Prozess der Erneuerung der Produktionsstruk-
turen, der die Produktivität insgesamt erhöht. Das 
ist der Kern der »schöpferischen Zerstörung«: Das 
Neue ersetzt das Alte, die Masse der Gesellschaft  
profi tiert. Der Prozess fi ndet jedoch nicht im Vaku-
um statt und muss wirtschaft spolitisch fl ankiert 
und angestoßen werden, sonst können sich Inno-
vationen nicht durchsetzen und die wirtschaft li-

Radikaler Wandel und Unsicherheit 
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len. Es gilt somit den Erhalt unserer industriellen 
Struktur durch einen Wandel zu gewährleisten und 
zukunft sfähig zu machen. Wir werden weiterhin 
Autos bauen können, allerdings werden es andere 
Autos sein als die, die bisher von den Bändern lie-
fen. Auch die Energieversorgung und die Lieferket-
ten hinter der Fertigung in Deutschland und Euro-
pa werden neu gedacht werden. Wir werden mehr 
auf Resilienz setzen müssen, denn ansonsten füh-
ren kleinste Störungen in den Wertschöpfungsket-
ten zu massiven Produktions- und Wohlstandsver-
lusten. Und schließlich müssen wir uns von den 
Vorstellungen verabschieden, dass wir uns in der 
Produktion allein auf die Hardware beschränken 
können. Der Mehrwert der Produkte und Dienst-
leistungen der Zukunft  wird vor allem in der Soft -
ware, Konnektivität und Klimaneutralität liegen. 
Erzielen wir hier keine zügigen und signifi kanten 
Fortschritte, verlieren wir wirtschaft liche Souverä-
nität und Schlagfertigkeit. 

Diese unter dem dritten Punkt subsumierten As-
pekte weisen somit auf die Notwendigkeit hin, 
dass wir uns die Vorteile der Transformation durch 
eine kluge Wirtschaft s- und Industriepolitik zu Ei-
gen machen, denn egal wie man das Blatt dreht und 
wendet, wir kommen immer zum selben Ergebnis: 
der ökologische Umbau, die Wahrung unseres 
Wohlstands, der Erhalt guter Jobs in der Wirtschaft  
der Zukunft  und die Festigung der politischen Sta-
bilität durch inklusives Wachstum wird mit einer 
Politik des Stillstands nicht zu machen sein. Das ist 
der Kern der Idee »Sicherheit durch Wandel.« 

An einem Jahrzehnt der Investitionen und eines 
höheren Produktivitätswachstums kommen wir 
nicht vorbei. Deutschland muss an die Spitze der 
neuen Technologien, die nun mal mit der höchsten 
Produktivität einhergehen, um die Transforma-
tion erfolgreich zu bewältigen und eine dynami-
sche Wirtschaft  zu entwickeln. Alternativen dazu 
gibt es keine, wenn wir zukünft igen Generationen 
nicht die Lebensgrundlage entziehen wollen. 

Zunächst ist es für Deutschland allein aus de-
mographischen Gründen unabdingbar, dass wir 
massiv in neue Technologien investieren, denn 
nur wenn die Produktivität steigt, können weniger 
junge Menschen im Arbeitsmarkt mehr alte Men-
schen in der Rente versorgen. Solange wir ein so-
lides Produktivitätswachstum haben, ist eine Al-
terung der Gesellschaft  kein Problem. Zweitens ist 
eine Spitzenposition in neuen Technologien und 
bei der Produktivität der einzige Hebel, um nach-
haltig Wohlstand und Wachstum zu generieren. 
Wenn die Produktivität nicht steigt, dann bleibt 
das einzige Mittel zur Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit eine Senkung der Löhne und damit 
des Lebensstandards. Dies kann und darf nicht die 
Lösung sein. 

Ganz abgesehen davon hätte eine solche Strate-
gie der Lohnsenkungen – drittens – den Nachteil, 
dass wir langfristig in Spitzentechnologien, die 
die Grundlage für die darauff olgende Welle an In-
novationen sind, den Anschluss verlieren. Je weiter 
wir hier ins Hintertreff en geraten, desto größer 
werden die Abhängigkeiten von Schlüsseltech-
nologien aus dem Ausland und desto schwieriger 
und kostspieliger wird es, den Rückstand aufzuho-

An der wirtschaft lichen Transformation 
führt kein Weg vorbei   
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welches Innovationen ermöglicht, und streckt 
sich über die Lohnpolitik, die Bereitstellung öf-
fentlicher Infrastruktur, die Koordinierung wirt-
schaft licher Aktivitäten, bis hin zur strategischen 
Richtungsvorgabe für den Privatsektor, für den 
eine solche Planungssicherheit eine Grundvoraus-
setzung für Investitionen bildet. Die Basis einer 
erfolgreichen wirtschaftlichen Transformation 
schafft   somit einen Staat, der als »Manager der 
schöpferischen Zerstörung« agiert – ohne sich im 
bürokratischen Kleinklein zu verlieren. 

Kluges Management zeichnet sich durch kluges 
Handeln aus. In der Industrie- und Wirtschaft s-
politik bedeutet dies allerdings mehr als »nur« 
für die Rahmenbedingungen des Wettbewerbs zu 
sorgen und sich anschließend rauszuhalten. Wenn 
Markt und Staat fundamental nicht voneinander 
getrennt werden können, dann führt das zur einzig 
logischen Schlussfolgerung, dass eine Marktwirt-
schaft  ohne Staat überhaupt nicht existieren kann. 
Der Staat schafft   und gestaltet den Markt und passt 
sich selbst wiederum an dynamische Entwicklun-
gen an. Die Frage, die sich deshalb stellt, ist nicht 
»Staat oder Markt?«, sondern vielmehr: »Was für 
einen Markt wollen wir?« 

Setzen wir dieses neue Verständnis von Markt und 
Staat voraus, so müssen wir ebenso in der Wirt-
schaft spolitik umdenken, die für Jahrzehnte von 
einem »Laissez-faire« Denken dominiert wurde. 
Es gilt somit auch für die Politik die Devise: »Si-
cherheit durch Wandel«, wenn das Projekt der so-
zial-ökologischen Marktwirtschaft  nicht von vorn-
herein scheitern soll. 

Lange Zeit hielt sich der Glaube, dass »der Markt« 
von allein für Entwicklung sorgt. Allerdings ist 
dies zu kurz gedacht. Viele Wirtschaftswissen-
schaft lerinnen und -wissenschaft ler haben in den 
vergangenen Jahren deutlich gemacht, dass ein 
solcher Ansatz ahistorisch und apolitisch ist. 

Der richtige, ganzheitliche, politökonomische An-
satz plädiert für eine Überwindung der veralteten 
Denkweise von »Staat versus Markt«. Die Rolle des 
Staates, seine sichtbare Hand, war in jeder indust-
riellen Revolution entscheidend – und das ist die-
ses Mal nicht anders. Es gab in den Industrienati-
onen keine Phase, in der die immense innovative 
Kraft  des Privatsektors im Vakuum agiert hätte. 
Vielmehr ging es darum, durch eine kluge Indus-
trie- und Wirtschaft spolitik die Transformation 
so zu managen, dass das innovative Potenzial voll 
ausgeschöpft  werden konnte und die Gesellschaft  
als Ganzes vom technologischen Fortschritt profi -
tierte. Oft mals war es sogar der Staat, der durch die 
Finanzierung der Grundlagenforschung Innovati-
onen hervorbrachte, die der Privatsektor dann wei-
terentwickelte und nutzen konnte. Die Ökonomin 
Mariana Mazzucato lieferte dazu eine Reihe ein-
drucksvoller Beispiele, die zeigen, dass Staat und 
Markt nicht getrennt voneinander gedacht werden 
können, sondern sich gegenseitig bedingen. Auch 
der österreichische Entwicklungsökonom Joseph 
Schumpeter, auf den das Prinzip der wirtschaft li-
chen Entwicklung durch die »schöpferische Zer-
störung« zurückgeht, stellt klar, dass die Erneue-
rung der Produktionsstrukturen eine Aufgabe ist, 
die ohne einen aktiven und strategisch agierenden 
Staat nicht bewältigt werden kann. Dies fängt bei 
der Schaff ung eines Geld- und Finanzsystems an, 

Dynamik in der Wirtschaft  setzt Dynamik 
in der Politik voraus
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Für einen innovativ-dynamischen Wettbewerb 
braucht es zu diesem Zweck gleiche Startbedin-
gungen für alle Unternehmen. Wenn die Kapi-
tal- und Lohnkosten für alle Unternehmen gleich 
sind, werden nämlich die Unterschiede in der 
Produktivität über die Unterschiede in der Wett-
bewerbsfähigkeit entscheiden. Die Kapitalkosten 
werden von der Europäischen Zentralbank (EZB) 
bestimmt, die politisch unabhängig agiert und die 
Zinsen für den Euroraum setzt. Für gleiche Start-
bedingungen bei den Lohnkosten hingegen muss 
eine hohe Tarifb indung sorgen. Wir unterstützen 
in dieser Hinsicht den Vorstoß mehrerer europä-
ischer Gewerkschaft en für eine weitreichendere 
Lohnkoordination im Euroraum und müssen uns 
auch in Deutschland wieder an die Arbeit setzen, 
dass die Tarifb indung steigt. Derzeit ist nur rund 
die Hälfte aller Beschäftigten in tarifgebunde-
nen Unternehmen angestellt. Es gibt somit einen 
gewaltigen Spielraum dafür, dass Unternehmen 
durch nicht-tarifl iche Löhne ihre Wettbewerbsfä-
higkeit erhöhen oder erhalten, anstatt über höhe-
re Produktivität wettbewerbsfähiger zu werden, 
beispielsweise durch Investitionen im Bereich der 
Digitalisierung. 

Ein weiterer angebotspolitischer Hebel, um In-
vestitionen in neue Technologien und eine höhere 
Produktivität zu steigern, ist eine vorausschauen-
de Lohnpolitik. Soweit es uns die Tarifautonomie 
erlaubt, müssen wir gesamtwirtschaft lich dafür 
sorgen, dass die Löhne mit dem zu erwartenden 
Produktivitätswachstum und der Zielinfl ationsra-
te der Zentralbank steigen. Dies sichert zum einen 
die Preisstabilität, was die Planungssicherheit er-
höht. Zum anderen haben die Unternehmen einen 
Anreiz zu investieren, denn wenn die privatwirt-
schaft lichen Entscheiderinnen und Entscheider 

Wirtschaftliche Entwicklung wird durch Wirt-
schaft spolitik gestaltet. Auf gesamtwirtschaft li-
cher Ebene muss es bei der Transformation darum 
gehen, diesen Wandel erfolgreich zu managen, 
damit die Potenziale neuer Technologien allen zu-
gutekommen. Sozialdemokratinnen und Sozialde-
mokraten müssen sich dabei nicht verstecken. Im 
Gegenteil. Sie müssen begreifen, dass der SPD na-
heliegende Themen wie eine solide Lohn- und Ta-
rifpolitik eine zentrale Rolle in dem Transformati-
onsprozess spielen – sowohl auf der Angebots- wie 
auf der Nachfrageseite. 

Angebotsseitig müssen wir in Deutschland und 
in Europa einen Wettbewerb installieren, bei dem 
sich die innovativsten Firmen durchsetzen. In 
einem ökonomischen Wettbewerb haben Unter-
nehmen zwei mögliche Wege zur Steigerung ihrer 
Wettbewerbsfähigkeit. Entweder sie senken bei ei-
nem gegebenen Niveau der Produktivität die Löhne 
oder sie steigern bei einem gegebenen Lohnniveau 
die Produktivität. Legen wir ein dynamisch-inno-
vatives Wettbewerbsideal zugrunde – bei dem die 
wirtschaft liche Entwicklung als eine Erneuerung 
der Produktionsstrukturen verstanden wird, die 
mit einer höheren Produktivität einhergeht – so 
kann es nur eine Form des Wettbewerbs geben, die 
wir mit unserer Wirtschaft spolitik fördern wollen: 
Nur mit einem Wettbewerb, in dem die Firmen in 
neue Technologien investieren und auf diese Weise 
neue Produktivitätspotenziale erschließen, wer-
den wir unseren Wohlstand in Zukunft  halten kön-
nen. Die wirtschaft liche Entwicklung setzt somit 
auch eine bestimmte Qualität des Wettbewerbs 
voraus, auf die es zu achten gilt.

Sozialdemokratie als Grundlage 
wirtschaft licher Entwicklung 
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Die schöpferische Zerstörung brachte in der Ver-
gangenheit immer wieder Neues hervor, das Pro-
duktivitätsniveau stieg, und so konnten wir uns 
einen in der Geschichte der Menschheit bisher 
nie dagewesenen Lebensstandard schaffen. Al-
lerdings funktionierte dies nur, da im Laufe der 
Zeit zugleich die Masseneinkommen stiegen. Das 
war die entscheidende Voraussetzung, dass die 
wirtschaft liche Entwicklung überhaupt stattfand. 
Produktivitätszuwächse ohne Lohnsteigerungen 
würden bedeuten, dass die zusätzlich produzier-
ten Güter keine Abnehmer fi nden – und das wäre 
für die Unternehmen das Signal, ihre Kapazitäten 
abzubauen und Investitionen zurückzuschrauben. 
Es ist der direkte Weg in die Krise. Die goldene Re-
gel der ökonomischen Entwicklung lautet deshalb: 
Die Menschen müssen immer über ein ausreichend 
hohes Einkommen verfügen, um die zusätzlichen 
und neuen Produkte, die sie selbst erschaff en, auch 
konsumieren zu können. 

Die Steigerung der Masseneinkommen, ein zen-
trales Anliegen sozialdemokratischer Politik, ist 
somit die Grundfeste dafür, dass keine technologi-
sche Arbeitslosigkeit entsteht. Sie garantiert eine 
stabile Nachfrage, sodass potenziell freigeworde-
ne Arbeitskräft e in anderen Bereichen der Wirt-
schaft  eine neue Anstellung fi nden. Wir stellen 
mit einer sozialdemokratischen Lohnpolitik, wie 
beispielsweise der Erhöhung des Mindestlohns, 
sicher, dass die Beschäft igten, die in der Vergan-
genheit nicht vom Fortschritt profitiert haben, 
stärker am wirtschaftlichen Erfolg teilhaben. 
Wenngleich es in den unterschiedlichen wirt-
schaft lichen Sektoren unterschiedliche Produkti-
vitätsniveaus gibt, so steht vor allem seit der Coron-
akrise außer Frage, dass Produktion ein kollektiver 
Prozess ist. Wir brauchen somit in der Lohnpolitik 

wissen, dass der Weg der Lohnsenkungen wegen 
der hohen Tarifb indung keine Option ist und ihre 
Lohnkosten in Zukunft steigen werden, dann 
bleibt die Erhöhung der eigenen Produktivität die 
einzige Alternative. Ähnlich wie ein steigender 
CO2-Preis den Anreiz dazu bietet, die Produktion 
auf Treibhausgasneutralität umzustellen, so sor-
gen höhere Lohnkosten dafür, dass Unternehmen 
mehr und mehr in neue Technologien investieren, 
das heißt, langfristig kapitalintensiver produzie-
ren, um wettbewerbsfähig zu bleiben.

Dies ist ein Prozess, der in der Vergangenheit auch 
immer wieder mit Reibungswiderständen einher-
ging. Wir haben es eingangs am Beispiel der Weber 
bereits erwähnt. Doch im Prinzip ist diese Industri-
elle Revolution 4.0 nichts anderes als eine Fortset-
zung der Revolutionen zuvor. Als die signifi kanten 
Produktivitätssteigerungen in der Landwirtschaft  
dafür sorgten, dass immer weniger Beschäft igte 
benötigt wurden, um das gesamte Land zu ernäh-
ren, fanden viele freigewordene Arbeitskräft e eine 
neue Stelle in der Industrie, die sich selbst wiede-
rum rasant entwickelte. Die Erfahrungen machen 
uns deutlich, dass es nicht darum geht, dass Ma-
schinen die menschliche Arbeit obsolet machen. 
Vielmehr ist es eine sich stetig erneuernde und 
symbiotische Neukombination aus Mensch und 
Technik, die die Gesamtproduktivität erhöht und 
die den Motor des Fortschritts bildet. Menschliche 
Arbeitskraft  wird auf absehbare Zeit, wahrschein-
lich sogar niemals vollends von Maschinen ersetzt 
werden können – und das gilt unabhängig von der 
Entwicklung künstlicher Intelligenz. 
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Selbstverständlich erfordert die Transformation 
weitere fi skal- und wirtschaft spolitische Eingriff e 
im Bereich der Energiepolitik, Infrastruktur, Bil-
dung und Grundlagenforschung, um die sozial-
ökologische Marktwirtschaft  auf ein nachhaltiges 
Fundament zu stellen. Dieses Fundament würde in 
der Folge auch private Investitionen hebeln, denn 
die Unternehmen hätten neben dem wettbewerb-
spolitischen Anreiz und der dynamischen Nach-
frage ein robustes Ökosystem für Innovationen 
der Spitzenklasse. Dass unsere Wirtschaft  und In-
dustrie dazu das Potenzial haben, haben sie in der 
Nachkriegsgeschichte zur Genüge unter Beweis 
gestellt.  

einen gesamtwirtschaft lichen Ansatz. Wir sahen 
in den letzten beiden Jahren, dass es gerade ohne 
die oft  in prekären und unterbezahlten Arbeits-
verhältnissen tätigen Menschen unmöglich ge-
wesen wäre, überhaupt etwas zu produzieren. Die 
Beschäft igten in der Pfl ege, im Einzelhandel, in 
der Pädagogik und in den verschiedenen Dienst-
leistungsbereichen haben uns deshalb in erheb-
lichem Maße durch diese Krise getragen – und 
wo die Lohnzuwächse ausblieben, da liegt es in 
der Verantwortung der Politik, an den gegebenen 
Stellen nachzubessern. Eine gesamtwirtschaft-
lich produktivitätsorientierte Lohnpolitik ist ein 
fundamentaler Bestandteil des Prinzips »Sicher-
heit durch Wandel« – denn so wenig wir uns dem 
technologischen Wandel entziehen können (und 
sollten), so wenig brauchen wir bei konsequenter 
sozialdemokratischer Wirtschaftspolitik Wohl-
standsverluste und Arbeitslosigkeit zu fürchten. 
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In einer der dunkelsten Stunden der jüngeren euro-
päischen Geschichte, nach dem völkerrechtswid-
rigen Angriff  Russlands auf die Ukraine, sprach 
Bundeskanzler Olaf Scholz von einer Zeitenwende. 
Zweifellos muss das auch für die europäische Wirt-
schaft spolitik gelten, die sich, nach mehr als 15 
Jahren Dauerkrise, neu aufstellen und orientieren 
muss. Der Bundeskanzler betonte, dass Deutsch-
land und die Mitgliedstaaten sich nicht bloß fragen 
dürfen »was man für das eigene Land in Brüssel 
herausholen kann«, sondern, was »die beste Ent-
scheidung für die Union« sei. Er fügte hinzu, dass 
Europa »unser Handlungsrahmen« ist und »nur 
wenn wir das begreifen, werden wir vor den Her-
ausforderungen unserer Zeit bestehen.« 
Für eine Zukunft  in Stabilität, Frieden und Pros-
perität müssen wir diese Leitprinzipien als einen 
integralen Bestandteil unserer Wirtschaft spolitik 
aufgreifen und Fehler der Vergangenheit korrigie-
ren, die in weiten Teilen der Union zu hoher Ar-
beitslosigkeit, wirtschaft licher Stagnation und zu 
politischem Unmut führten. Die deutsche Sozial-
demokratie muss sich mit aller Macht und all ihrer 
wirtschaft lichen Kompetenz für ein fl orierendes 
Europa einsetzen. Nur so wird sich die ökonomi-
sche Transformation zum Wohle aller gestalten 
lassen und damit politisch tragbar sein. Nur durch 
Wandel werden wir den Menschen Sicherheit und 
Wohlstand bieten können. 

Zuletzt sei noch mit nicht geringerer Dringlichkeit 
darauf verwiesen, dass wir die Transformation hin 
zu einem prosperierenden Deutschland nicht ohne 
unsere europäischen Partnerländer bewältigen 
können. Es gilt, dieselbe Logik des Wettbewerbs 
der Innovationen zu fördern, nicht den Wettbe-
werb der Lohnsenkungen und Optimierung. Dazu 
bedarf es einer weitreichenderen Lohnkoordina-
tion, wie sie von einigen europäischen Gewerk-
schaft en vorgeschlagen wurde. Zudem braucht es 
eine Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts, 
der den Mitgliedstaaten die notwendige Luft  zum 
Atmen gibt, um für Vollbeschäft igung zu sorgen, 
ein investitionsfreundliches Klima zu schaffen 
und selbst die nötigen Investitionen auf dem Weg 
in die Treibhausgasneutralität tätigen zu können. 
Gemessen am Bedarf der öff entlichen Investitio-
nen lässt sich die Argumentationslogik des letz-
ten Jahrhunderts nicht aufrechterhalten, die als 
Grundlage für die Einführung der Schulden- und 
Defi zitkriterien fungierte. Die Welt hat sich funda-
mental geändert. 

Europa
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terstützen Sie mit Innovationsprogrammen. Wir 
setzen alles daran, die Genehmigungsprozesse zu 
vereinfachen, damit Sie sich auf das Wesentliche 
konzentrieren können. Wenn Sie scheitern, sorgen 
wir dafür, dass Sie gute Bedingungen vorfi nden, 
um die nächste Idee in die Tat umzusetzen und da-
mit erfolgreich sein zu können.

3. Seien Sie vorausschauend!
Jetzt gerade sind sowohl politisch als auch unter-
nehmerisch viele Entscheidungen zu treff en, deren 
Implikationen weit über die aktuelle Legislaturpe-
riode oder den Investitionszyklus hinausreichen. 
Gehen Sie Ihren Wandel zu Nachhaltigkeit jetzt 
an und lassen Sie die nachfolgenden Generatio-
nen davon profi tieren. Werden Sie resilienter, di-
versifi zieren Ihre Lieferketten – und schauen Sie 
auch auf die Umstände Ihrer Partner. Denn die 
Corona  pandemie und der Ukrainekrieg haben 
uns gelehrt, wie verbunden unsere Welt ist (und 
wie verwundbar uns das auch macht). Wir sorgen 
dafür, dass Sie die Transformation bei uns bewäl-
tigen können und nicht in ein Land mit weniger 
Standards und Regeln fl iehen müssen. Wir schaf-
fen langfristige Leitlinien für die Klimawende und 
sorgen damit für Investitionssicherheit. Und wir 
stellen Transformationshilfen zur Verfügung, um 
klimaneutrale Produktionsweisen ebenso wie die 
Digitalisierung von Verwaltung und vieles mehr zu 
unterstützen. Sowohl in Deutschland als auch in 
Europa werden wir uns dafür einsetzen, dass uns 
das gelingt!

Während wir in der Politik alles daran setzen, dass 
die Transformation zu einer sozial-ökologischen 
Marktwirtschaft  gelingt, so äußern wir als Politi-
scher Beirat des SPD-Wirtschaft sforums auch drei 
Wünsche an die Wirtschaft , um an diesem Jahrtau-
sendprojekt mit anzupacken: 

1. Nehmen Sie die Sozialpartnerschaft  ernst!
In Zeiten des Wandels muss man zusammenhal-
ten. Das gilt auch für alle Personen in einem Un-
ternehmen. Mit guten Löhnen, Mitbestimmung, 
Sozialpartnerschaft auf Augenhöhe, guten Ar-
beitsbedingungen und einer guten betrieblichen 
Ausbildung sichern Sie als Unternehmerinnen und 
Unternehmer die Innovationskraft und Anpas-
sungsfähigkeit Ihrer Unternehmen. Wir sorgen 
für die Stabilität der äußeren Bedingungen und 
Sozialsysteme. Damit schaff en wir gemeinsam ein 
innovationsfreundliches Umfeld in den Unterneh-
men.

2. Seien Sie mutig!
In Zeiten von Wandel und Krisen gibt es gute 
Gründe, Entscheidungen sorgfältig abzuwägen. 
Es gibt aber auch gute Gründe, neue Ideen mit un-
ternehmerischer Entscheidungsfreude anzugehen 
– vielleicht sogar mit einem Schuss Wagemut. Mit 
unserer Lohn- und Sozialpolitik sorgen wir dafür, 
dass Sie ein wirtschaft spolitisches und soziales 
Umfeld vorfi nden, in dem Sie über Investitionen 
in eine höhere Produktivität ihre Wettbewerbs-
fähigkeit erhöhen und somit die schöpferische 
Zerstörung mitgestalten. Wir fi nanzieren Grund-
lagenforschung auf Weltklasse-Niveau, wir haben 
Forschungsförderprogramme, Reallabore und un-

Der Wunsch des Politischen Beirats 
an die Unternehmen
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